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Patz- und Fremdenpolizei.
Verfügung vom 14. August 1915, betr . Paßwesen.

I.
Tie neuen Bestimmungen über die Ausstellung von

Passierscheinen zu Reisen in das Operations - und Etappen¬
gebiet (einschließlich Elsaß-Lothringen und Luxemburg), in
das Gebiet des Generalgouvernements für Belgien, nach
Russisch-Polen und in den Bereich deutscher Grenzfestungen
sind in Nr . 31 des Armeeverordnungsblatts 1915 (S . 310
ff.) veröffentlicht worden und kommen in der Anlage
zum Abdruck.

Personen , die in diese Gebiete zu reisen beabsichtigen,
sind von den Paß - und Polizeibehörden bei Ausstellung des
Passes oder Personalausweises auf die Notwendigkeit eines
militärischen Passierscheines hinzuweisen, die in der Regel
von den stellvertretenden Generalkommandos (Oberkom¬
mando in den Marken , Stationskommanvos der Nord - und
Ostsee) auszustellen ist.

II. »
Im Sinne des Runderlasses vom 1. Juli 1915 — II. f.

1051 — sind die von den deutschen Truppen besetzten Ge¬
bietsteile Belgiens , Frankreichs und Rußlands nicht als
„feindliches Ausland " anzusehen. Dementsprechend ist den
von dort zurückgekehrten Deutschen die Wievervusreise in
das Gebiet gestattet.

III.
Zu Reisen nach Rumänien , Bulgarien und der Türkei

sind bis aus weiteres Pässe nur dann auszustellen , wenn
ein ernsthafter Grund zur Reise glaubhaft nachgewiesen
wird . In Zweiselssällen ist meine Entscheidung einzuholen.

An Vertretungr
Drews.

An die Herren Regierungspräsidenten und den Herrn Po¬
lizeipräsidenten in Berlin.

Albdruck zur gefälligen Kenntnisnahme.
An Vertretung:

Drews.
Rn die Herren Oberpräsidenten. ■. .

Anlage
Ausstellung von Passierscheinen zu Reisen

an die Front usw.
An die Stelle der Erlasse vom 22. Oktober 1914 (A. V.

Bl . S . 372) und vom 15. Dezember 1914 (A. V. Bl . S.
441) treten folgende Bestimmungen:

A. Allgemeines.
1. Die Reisen sind auf das äußerste zu beschränken. Sie

dürfen nur in dringenden Fällen zugelassen werden. Die
Ablehnung der Gesuche erfolgt ohne weitere Begründung.

2. Für einzelne deutsche Heeresangehörige oder staatliche
Zivilbeamte in Unifornr genügt ein schriftlicher Ausweis
der VorgesetztenStelle über Zweck, Ziel und Tauer der
Reise (Urlaubsbescheinigung, Gestellungsbefehl und derglei¬
chen), für Offiziere ein Ausweis über die Person (z. B.
Soldbuch oder eine von einem Offizier unterschriebene und
mit Dienststempel versehene Ausweiskarte ).

3. Privatpersonen bedürfen eines Passierscheines. Er
hat nur Mltigkeit in Verbindung mit einem polizeiliche
ab gestempelten Personalausweis (Identitätsnachweis ) nach
Muster A oder Auslandspaß (vergleiche die Kaiserliche
Verordnung vom 16. Dezember 1914 — Reichs-Gesetzbl.
S . 521 —). Ter Passierschein ist nach Muster B auszustellen.

4. Zur Ausstellung von Passierscheinen sind nach Ein¬
holung der Genehmigung der Frontbienststellen — siehe
Abschnitt B Ziffer 5 — im Heimatgebiet nur berechtigt:

die Kriegsministerien der Bundesstaaten , das Oberkom¬
mando in den Marken , der stellvertretende Generalstab der
Armee, die stellvertretenden Generalkommandos , das
Reichs-Marine -Amt , der stellvertretende Admiralstab , die
Stationskommandos der Nord - und Ostsee in ihren Be¬
fehlsbereichen. Im Gebiet des General -Gouvernements
für Belgien sind das General -Gouvernement und die
Gouvernements hierzu berechtigt.

5. Das preußische Kriegsministerium stellt Passierscheine
nur auf unmittelbares schriftliches Anfordern der Reichs¬
und preußischen Staatsbehörden aus für solche Persönlich¬
keiten, die in unmittelbarem Interesse und im Dienste dieser
Behörden reisen.

6. Dem stellvertretenden Generalstab der Armee ist die
Ausstellung von Passierscheinen an Ausländer — Ausnah«



Uten für Ztergiev f leite MbfcfynUt C — , nn SSertvetev  Der
fßreffc , <Sdtlari )tenmalev,  Photographen , Ktnematographen
VüibelmUcn.  Passierscheine für Ausländer dürfen erst nach
Genehmigung durch die gemäß Verfügung des Chefs des
Eeneralstabes des Feldheeres vom 3. Februar 1915 — 9-l . J.
15329 — zuständigen Dienststellen ausgestellt werden, Pas¬
sierscheine für Vertreter der Presse , Schlachtenmaler , Photo¬
graphen und Kinematographen erst nach Einholung des Ein¬
verständnisses des Chefs des Gencralstabes des Feldheeres
(Abteilung III b).

7. lieber die Passierscheine sind von den ausstellenden
Behörden Listen oder ähnliche Kontrollen sorgfältig zu füh¬
ren. Tie Scheine sind zu numerieren und genau nach dem
Muster auszufüllen . Nach Erledigung der Reise sind die
Passierscheine der ausstellenden Behörde umgehend zurück¬
zugeben, in der Kontrolliste unter Tatumangabe zu streichen
und zu vernichten.

8. Für die Ausstellung von Passierscheinen zu Leichen¬
überführungen ist der Erlaß vom 20. Januar 1915 (A. V.
Bl . S . 23) maßgebend . An Stelle des Wortes „Geleitschein"
tritt das Wort Passierschein.

9 . Zur Ueberwachung des Reiseverkehrs auf der Eisen¬
bahn sind auf Grenz - und anderen geeigneten Bahnhöfen
Kontrollstationen eingerichtet . Reisende , die dort ohne die
erforderlichen Ausweispapiere getroffen werden , sind dem
Bahnhosskommandanten zu überweisen.

B.  Besondere Bestimmungen für die Ausstellung von
Passierscheinen zur Reise aus Deutschland in das Opera-
tions - und Etappengebiet (einschließlich Elsaß -Loth¬
ringen und Luxemburg ), in das Gebiet des General¬
gouvernements für Belgien , nach Russisch-Polen und in

den Bereich deutscher Grenzfestungen.
1. Gesuche um Ausstellung von Passierscheinen sind

schriftlich an das stellvertretende Generalkommando zu rich¬
ten , in dessen Bereich der Gesuchsteller wohnt , in Groß-
Berlin an das Oberkommando in den Marken.

2. In den Gesuchen muß dargelegt sein:
a) Notwendigkeit und Zweck der Reise;
b) Reiseweg unter Unterstreichung der Worte , die zur Er¬

füllung des Zwecks der Reise berührt werden müssen;
c) Tauer der Reise unter Angabe notwendiger Aufent¬

halte:
d) daß sich Gesuchsteller allen im besonderen auferlegten

Bedingungen (z. B . Meldung bei Militärbehörden)
unterwirft und den Passierschein nach Ablauf seiner
Gültigkeit sofort persönlich oder im Einschreibebrief zu¬
rückzuliefern sich verpflichtet.

Dem Gesuch muß ein nach Muster A ausgefüllter poli¬
zeilich abgestempelter Personalausweis (Identitätsnachweis)
oder ein vorschriftsmäßiger Paß beigefügt fein.

3. Die stellvertretenden Generalkommandos usw. geben
Gesuche, die den in Ziffer 2 angegebenen Bedingungen
nicht entsprechen, zurück, desgleichen als nicht statthast,
Gesuche

a) von Privatpersonen , die sich mit Einzelliebesgaben
zur Front oder in das Etappengebiet begeben oder mit
Ausrüstungsstücken , Lebens - und Genutzmitteln Handel
treiben wollen;

b) von Ausländern , die Liebesgabentransporte begleiten
wollen;

c) von weiblichen Angehörigen der im besetzten Gebiet
einschließlich Belgien und Luxemburg stehenden Mili¬
tärpersonen , falls nicht deren nachgewiesene schwere
Verwundung oder Erkrankung der Grund zur Reise ist;

d) von Privatpersonen , die aus geschäftlichen Gründen
reisen wollen , es sei denn , daß die Gesuche von dem
Kriegsministerium oder von der Feldzeugmeisterei be¬
fürwortet oder mit Genehmigungsvermerk versehen
worden sind.

4.  Die stellvertretenden Generalkommandos uftv . prüfen
die zulässigen Gesuche daraufhin , ob

a) sie den heerespolizeilichcn Bestimmungen für den Kraft¬
wagenverkehr und dem Gesichtspunkte seiner möglichsten
Einschränkung entsprechen;

b) ein besserer Reiseweg möglich ist zur Vermeidung un¬
nötiger Berührung verschiedener Armee- usw. Bereiche
und möglichsten Abkürzung der Reise;

c) Firmen , die einen Passierschein zur Errichtung von
Zweiganstalten im besetzten Gebiet erbitten , von gutem,
bekanntem Ruf sind.

5. Für die Genehmigung geeignete Gesuche geben die
stellvertretenden Generalkommandos und die unter A 4
genannten Behörden , falls Eile geboten ist, telegraphisch,
sonst mit allen Unterlagen schriftlich weiter an

a) das zuständige Armee-Oberkommando oder die zustän¬
dige Etappeninspektion oder das selbständige General¬
kommando oder das Festungsgouvernement (Festungs-
komnmndantur ) oder den Befehlshaber der Truppen
in Luxemburg , falls nur deren Bereich in Frage kommt;

b) den Generalquartiermeister , wenn das Große Haupt¬
quartier oder der Bereich mehrerer Armeen , — den
Oberbefehlshaber Ost, wenn dessen Bereich berührt wird.
Für Reisen nach Belgien sind die Postbcstimmungen des

General -Gouvernements vom 1. Juli 1915 — Nr . II d 4250
— und für Reisen im Grenzverkehr mit Rußland links der
Weichsel die Bestimmungen des Oberbefehlshabers Ost vom
29. April 1915 (Verordnungsblatt der Kaiserlich deutschen
Verwaltung in Polen vom 1. Mai 1915) maßgebend.

6 . Tie unter 5 a und b genannten Dienststellen ent¬
scheiden unter Beachtung der Verfügung des Chefs des Ge¬
neralstabes des Feldheeres vom 3. Februar 1915 — U. j.
15329 -- über die weitere Behandlung des Gesuches.

Im Falle B  4 c entscheiden sie zugleich, ob die Errich¬
tung der Zweiganstalt genehmigt wird.

Der Generalintendant des Feldheeres ist zu hören , falls
es sich um Sachverständige für wirtschaftliche Fragen han¬
delt , die in das Operations - oder Etappengebiet reisen, oder
wenn Reisen der unter ß 3b erwähnten Art in Frage
kommen.

7. Die Entscheidung wird , gebotenenfalls telegraphisch,
der übersendenden Dienststelle zugeleitet . Die Erlaubnis
muß stets folgende Punkte enthalten:

a) für welchen Zeitraum und Weg und für welche Be¬
förderungsmittel die Reise genehmigt wird;

b) ob und welche Meldeverpflichtungen dem Gesuchsteller
auserlegt werden , und ob er sonst noch besondere mili-
tärpolizeiliche Bestimmungen zu beachten hat.
8. Tie stellvertretenden Generalkommandos usw. be¬

scheiden den Antragsteller und fertigen nach Maßgabe des
Vordrucks den Passierschein aus . Dieser gilt auf dem be-
zeichneten Wege zur Durchreise durch die Gebiete aller
beteiligten stellvertretenden Generalkommandos , ohne daß
es deren besonderer Genehmigung bedarf.

<7.

Gesuche von Personen , die sich im Ausland aufhalten,
zu Reisen , wie unter Abschnitt B  angegeben , sind in vor¬
schriftsmäßiger Form — s. B  ä, — und in deutscher Sprache
an den Stellvertretenden Generalstab — Ausnahme siehe
Schlußsatz — zu richten, der sie, wie unter B 3 bis 5
und 8 vorgeschrieben, behandelt . Nur der Kaiserliche Vize-
konsul in Terneuzen , die Berufskonsuln in Maastricht,
Vlissingen , Roosendal und Rotterdam und das General¬
konsulat in Amsterdam dürfen für in Holland wohnende
oder sich aufhaltende Deutsche Passierscheine nach Belgien
ausstellen . Angehörige feindlicher Staaten — Ausnah¬
men für Belgier siehe Schlußsatz — können nur mit Ge¬
nehmigung des Generalquartiermeisters nach Belgien und
dem sonstigen besetzten Gebiet zugelassen werden. Belgier
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untt Mngehvrpge twutralet Staaten , be’tttttflfett »wc W»^ « na * ), 1
dem Gebiet des Gene« l1gouvernements für Belgien eine»dom \
General -Gouvernement auszustellenden Passierscheines, der
unmittelbar dort zu beantragen ist.

D.
1. Für Reisen aus Teutschland in das neutrale Ausland

und umgekehrt genügen die vorschriftsmäßigen Pässe, die
beim Ueberschreiten der Reichsgrenze von den Grenzüber¬
wachungsstellen abzustempeln sind. Feindliche Ausländer
bedürfen zu Reisen nach dem neutralen Ausland jedoch
eines Passierscheines. Ter Passierschein ist von der Grenz¬
überwachungsstelle abzunehmen, bei einfacher Ausreise an
die ausstellende Behörde zurückzusenden, bei Rückreise bis
zur Wiederaushändigung aufzubewahren.

2. Bei Wehrpflichtigen muß die Genehmigung des zu¬
ständigen Bezirkskommandos dorgezeigt werden.

E.
Für Luxemburg wird außerdem noch bestimmt, daß

Passierscheine zum Verlassen Luxemburgs nur der Befehls¬
haber der Truppen in Luxemburg erteilt . Gesuche zu Reisen
in das Operations - und Etappengebiet und nach Belgien
behandelt der Befehlshaber wie unter Abschnitt L 3 bis 5
und 8 angeordnet.

Berlin, den 5. Juli ISIS. i i
Kriegsministerium.

In Vertretung: v. Wandel.

R!. v!:c/ kl-t

Muster A.
Vorderseite.

Personalausweis .*)
(Identitätsnachweis .)

1. Name:
2. Eigenhändige Unterschrift:

3. Geboren:
wo? . .
am (Tatum)
Alter . . .

Größe : 1m . . . . cm.
Beruf:
Bescheinigung zweier Zeugen : . .

« §. ♦ «

Berantwortlichkeitserklärung des Ausstellenden durch
Unterschrift . . . . . . . . . . . .

Vermerk auf der Rückseite beachten.
*) Das Muster ist nicht verbindlich: auch jeder andere polizeiliche

Ausweis ist, wenn er obigen Anforderungen entspricht, zulässig.

Au veachlen.
Ter den Schein ansstellende Beamte übernimmt durch

seine Unterschrift die volle Verantwortung für die Richtig¬
keit der Angaben.

Falls er die Identität nicht zweifelsfrei feststellen kann,
hat er diese außerdem noch durch das Zeugnis zweier ein¬
wandfreier Zeugen durch Unterschrift bestätigen zu lassen.
Wenn eine unbedingt sichere Feststellung der Persönlichkeit
gegenüber der ausstellenden Behörde nicht erbracht werden
kann, muß der Beamte den Schein nach der Angabe des
Gesuchstellers ausfüllen und dabei vermerken, daß ihm eine
Prüfung der Angaben nicht möglich war.

f * I ■

I. 6789. Diez,  den 11. September 1915.
An die Herren Bürgermeister de» Kreise».

Abdruck zur Kenntnis und genauen Beachtung. Ich er¬
suche Sie , sich mit den Bestimmungen vertraut zu machen
und alle eingehenden Gesuche hiernach zu behandelt:.

Der König !. Land rat.
Duderstadt.

Nr . 17791 II. Cassel , den 23. September 1915.
vekauntnrachnng.

In Bestätigung meines heutigen Telegramms erteile ich
dem Ausschuß auf den Antrag dom 22. d. Mtö. gemäß
8 1 I b der Ansführungsbestimmungen zu der Bundesrats¬
verordnung vom 22. Juli d. Js . (R .-G.-BI. S . 449), betr.
Regelung der Kriegswohlfahrtspflege, hiermit unter dem Vor¬
behalte jederzeitigen Widerrufs bis einschl. 31. Oktober d. Js.
die Erlaubnis zur Veranstaltung öffentlicher Sammlungen von
Geld und Liebesgaben (sogenannter Opfertage) innerhalb der
Provinz Hessen-Nassau zugunsten deutscher Krirgsgefangen-n
in Rußland.

Die Personen, die bet den Sammlungen beschäftigt werden,
sind der Ortspolizeibehörde, ln deren Bezirk sie in Tätigkeit
treten, vorher namhaft zu machen. Die von der Ortspoli¬
zeibehörde zugelassenen Personen haben einen von ihr ab¬
gestempelten Ausweis bet sich zu führen.

Am Schlüsse der Sammlung ist mir eine Abrechnung über
die eingegangenen Beträge und eine Aufstellung der ge-
fammelten Liebesgaben sowie der Nachweis ihrer Verwendung
dorznlegen.

Ter vberpräfident.
gez. Dye».

An den Ausschuß für deutsche Kriegsgefangene zu Frank¬
furt a. M., Bahnho fsplatz 12._

Diez,  den 27. September 1915.J .-Nr . 9604 II.
«tt die Herreft Bürgermeister

Betrifft : Haferbedarf für Bullen.
Nach der Bekanntmachung zum Vollzüge der Verordnung

über die Regelung des Verkehrs mit Hafer dom 9. September
1915 — Kreisblatt Nr. 222 — dürfen Halter von Zucht-
bullen durchschnittlich für den Tag und Bullen, ein Pfund
Hafer verfüttern.

Ich nehme an, daß sämtliche Bullenhalter diese geringe
Hafermenge im Besitz haben und daher ein Ausgleich dies¬
seits nicht' vorzunehmen ist. Sie wollen die Bullenhalter
sogleich von der getroffenen Bestimmung verständigen und an-
ordnen, daß der Hafer für die Bullen abgesondert und für
sich aufbewahrt wird.

Bullen, die nicht zur Zucht verwendet werden, erhalten
keinen Hafer.

Sollte der Bullenhalter nicht genügend Hafer im Be-
sitz haben, ist wir zu berichten.

Mer Laftvrat.
' Duderstadt.



mteranntutnipting
(Kn He Werten Küvgeemetßer  M Streifet.

Sur SBereinfadjitng  des Verfahrens bei der Anmeldung
von Veränderungen in  den land- und forstwirtschaftlichen
Betrieben ist durch 8 33  der Satzungen der Hessen-Naffau-
ischen landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft bestimmt
worden, daß alle im Laufe des Jahres vorgekommenen der¬
artigen Veränderungen (Wechsel in der Person des Unter¬
nehmers, Betriebseinstellungen , Betriebserösfnungen , Ver¬
mehrung oder Verminderung des bewirtschafteten Grundbe¬
sitzes) in der ersten Oktoberwoche jeden Jahres mündlicy z»
Protokoll des Bürgermeisters erklärt werden können. Eine
solche mündliche Erklärung ersetzt die vorgeschriebene schrift¬
liche Anzeige gemäß 88 31, 32 und 33 der Genossenschafts-
Satzungen und erspart dadurch den Landwirten viel Mühe
und Schreiberei . Es empfiehlt sich deshalb, von der ge¬
botenen Gelegenheit Gebrauch zu machen.

Ich weise ausdrücklich darauf hin, daß diejenigen Be¬
triebsunternehmer , welche weder eine mündliche Erklärung bei
dem Bürgermeister abgeben, noch die Anzeige gemäß den
88 31, 32 lutb 33 der Satzungen erstatten, der Genossenschaft
bis zu dem der Erstattung der Anzeige folgenden Monat
für die nach den bisherigen Einträgen in den Unternehmer¬
verzeichnissen zu erhebenden Beitrüge verpflichtet bleiben, un¬
beschadet des Rechtes der Genossenschaft, sich auch an andere
dieserhalb haftbare Personen holten zu können.

Die Herren Bürgermeister ersuche ich, Vorstehendes auf
ortsübliche Weise bekannt zu machen und dahin zu wirken,
daß alle im Lause des Jahres vorgekommenen Betriebsver¬
änderungen Ihnen bis spätestens zum 12 . 'Oktober
d. Js.  angezeigt werden. Die Anzeige woflen Sie dann in
das in den nächsten Tagen Ihnen zugehende Formular ein¬
tragen und zwar:

1. bei Wechsel in der Person des Betriebsunternehmers
in Abschnitt A,

2. bei Betriebseinstellungen (gänzliches Ausscheiden eines
Betriebes ) in Absatz B,

3. bei Betriebseröffnungen (neue Betriebe ) in Abschnitt C,
4. bei Betriebsveründerungen in Abschnitt Dl  bezw . DIT.

Die nachstehenden Punkte wollen Sie besonders be¬
achten:

a) Bei Aufnahme der Betriebsveränderungen in den Ab¬
schnitten D 1 und D 2 des Formulars sind nur di:
wirklichen Zu- und Abgänge bei den einzelnen Be¬
trieben zu berücksichtigen.) Es darf also nicht unter
Dl  und 2 die gesamte von dem Unternehmer bewirt¬
schaftete Fläche angegeben werden.

b) Ter Flächeninhalt der eingesteflten Betriebe und Ab¬
gänge nmß derselbe sein wie derjenige der neueröffneten
Betriebe und Zugänge . Ta , wo eine Differenz zwischen
den Gesamtergebnissen sich ergibt, ist eine Erläuterung
erforderlich.

r) Jeder in Betracht kommende Betriebsunternehmer hat
in der Spalte mit der Bezeichnung „Namensbeischrift
des Unternehmers" seinen Namen selbst einzuschreiben.

d) Bei allen Einträgen ist die Nummer des laudwirt-
schaftlichen Unternehmer-Verzeichnisses onzugebrn. Der
Angabe der Grundsteuerbeträge bedarf es dagegen nicht
mehr.

e) Da die Beiträge für das Kalenderjahr 1914 bereits ent¬
richtet sind, ist als Zeitpunkt, von wann ab die Ver¬
änderungen gelten sollen, kein früheres Datum als der
1. .Januar 1915 anzugeben. Zur Vermeidung von Wei¬
terungen empfiehlt eS fich> dieser Datum allgemein eiu-
zutragen .

s) Es ist darauf, zu achten, daß die gelegentlich der Bei¬
tragserhebung im verflossenen Frühjahr angemeldeten Ver¬
änderungen in die Liste ausgenommen werden, auch
wenn in der ersten Oktoberwoche eine nochmalige An¬
zeige nicht erfolgt.

gegangenen  Anmeldungen sind den Forinularen zur Berück¬
sichtigung beigefügt.

Die ausgeflillten Formulare sind Bi« spätestens zum
18 . Oktober d. IS . hierhereinzu reichen.

Der Borfitzende des Sektions-Borstandes.
^_ Drrderstad  t. _ _
J .-Nr . II. 9727 . Diez,  den 1. Oktober 1915.

Bl» die Herre« Bürgermeister.
Betrifft : Den Verkehr mit Brotgetreide und

Mehl.
Mit Verfügung vom 21. September 1915 M . 9399 II

— Kreisblatt Hr . 223 — habe ich angeordnet , daß die
Verordnung des Kreisausschusses vom 20. September 1915
und die Aussührungsanweisung dazu vom 21. September
19 !5 den Konditoren und Bäckern zur Durchsicht und
zur Bescheinigung der Kenntnisnahme vorzulegen ist. Ich
ersuche mir binnen 3 Tagen zu berichten, daß Sie dieser
Auflage nochgekommen sind.

Der Borfitzende de» KreisansschufseS.
_ Dsberfta d t

Berlin,  den 20. September 1915.
Bekanntmachung

Hinter dem zweiten Satz der Ausführungsbestimmungen
zju 8 6 Abs. 2 a der Bekanntmachung über die Regelung des
Verkehrs mit Hafer vom 28. Juni 1913 ist einzuschalten:

„Dem Besitzer von Einhufern bleibt es überlaffen,
die Einteilung seiner ihm zustehenden Hafermenge in
der ihm am zweckmäßigsten erscheinenden Weise vorzn-
nehmen. Er ist lediglich verpflichtet, die ihm zustehende
Gesamtmenge' während der neuen Crnteperiode nicht zu
überschreiten."

Der Minister für Handel «nd Newerde.
. j i gm Aufträge!.
_ _ ■ (gez) Huber.

Der Minister für Landwirtschaft, Domänen
- • «nd Forsten.

| gn Vertretung:
(gez) Küster.

Der Minister de» Inner ».
! In Vertretung:

(gez.) Drews.

Nichtamtlicher Teil.
Kriegs - Chronik.

2 6. September.  Die feindliche Offensive im Westen zum
Stillstand gebracht. Die Zahl der Gefangenen erhöht
sich. — Tue ruffische Gegenoffensive im wolhhnischen
Festungsdreieck gebrochen.

2 7. September.  Erfolgreiche Gegenangriffe im Westen.
1000 Gefangene. Das Ergebnis der Schlacht von
Wilna : 22 000 Gefangene. Weitere Siege in Rußland.
3650 Gefangene. Rückzug der Russen nördlich Dubuo.

Das italienische Linienschiff Benedetto Brin durch
Explosion in der Pulverkammer vernichtet. Der größte
Teil der Besatzung kommt um.

2 8. September.  Erfolgreiche Abwehr der feindlichen Offen¬
sive im Westen. 'Geländegewinn bei Loos. Vorwärts
gegen Dünaburg.

29 . September.  Erfolg gegen die Engländer . Ein fran¬
zösisches Bataillon vernichtet. 800 Franzosen gefangen.
Durchbruch bei Smorgon 1800 Russen gefangen.

30 . September.  Die Septemberbeutc im Osten beträgt:
421 Offiziere, 95 464 Mann, 37 Geschütze, 298 Ma¬
schinengewehre, ein Flugzeug. Die Gesäugenenzahl in
der Champagne beträgt insgesamt 7123 Mann.
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